
 

 

B E S C H L U S S  

 

aus der Niederschrift über die 22. Sitzung – Wahlperiode 2020/2025 – 

des Haupt- und Finanzausschusses 

vom 28. November 2023 

 

 

 

Öffentlicher Teil 

 

1) Unterbringung von Flüchtlingen 754-2020/2025 

  

Sachverhalt: 

Die Zuweisungen und damit der Zuzug von geflüchteten Personen in die Gemeinde 

Niederkrüchten hält stetig und ungemindert an. Durch die Anschaffung und Errichtung 

von Mobilheimen sowie die Anmietung und den Kauf von Wohnimmobilien werden per-

manent weitere Unterbringungsmöglichkeiten geschaffen. Verschiedene Zwischenlö-

sungen wie die Nutzung von Saisonarbeiterunterkünften oder des ehemaligen Grund-

schulgebäudes im Ortsteil Niederkrüchten sorgen für kurzzeitige Entspannung. Gleich-

zeitig stellen diese Optionen eine trügerische Sicherheit dar, da mit den Rückgabeter-

minen eine geballte Unterbringungsnotwendigkeit entsteht. Insgesamt ist und bleibt die 

Situation der Flüchtlingsunterbringung kompliziert und stellt eine sehr hohe personelle 

und finanzielle Belastung für die Gemeinde Niederkrüchten dar.  

 

Durch die dauerhaften und ununterbrochenen Zuweisungen ist absehbar, dass die von 

Rat und Verwaltung gemeinsam entwickelte Leitlinie der dezentralen und kleinteiligen 

Unterbringung an ihre Grenzen stößt. Fehlender Wohnraum, aber auch geringer wer-

dende Grundstücksoptionen spielen dabei ebenso eine Rolle wie die Betreuung der 

verstreuten Standorte. Vor diesem Hintergrund hat die Verwaltung in der letzten Rats-

sitzung die Erstellung eines Unterbringungskonzepts mit den Bausteinen Mieten, Kau-

fen und Bauen bis zum Frühjahr 2024 zugesagt. 

 

Aufgrund der aktuellen Entwicklungen schlägt die Verwaltung bereits jetzt folgende 

Maßnahmen zur Bewältigung der Unterbringungssituation vor: 
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1. Errichtung der bereits bestellten 19 Mobilheime 

2. Anmietung und Kauf von Wohnimmobilien 

3. Bau von Wohnhäusern in Modulbauweise 

4. Errichtung eines gemeindlichen Verteilzentrums 

 

1. Errichtung der bereits bestellten 19 Mobilheime 

Der Rat hat in seiner Sitzung am 19. September 2023 über die Standorte von Mo-

bilheimen zur Unterbringung von Flüchtlingen beraten und dabei unter anderem be-

schlossen, auf den Grundstücken Gemarkung Elmpt, Flur 22, Flurstück 488 (Alte 

Zollstraße 2) und Gemarkung Niederkrüchten, Flur 64, Flurstück 584 (Ulmenstraße 

1a), die im Eigentum der GWG Kreis Viersen stehen, je vier Mobilheime zu errich-

ten. Da die GWG in den geführten Gesprächen eine mittelfristige Bebauungsper-

spektive für das Grundstücke Ulmenstraße 1a angekündigt hat, steht dieser Stand-

ort für die vier Mobilheime aufgrund einer Überschneidung der Bebauungsoptionen 

nicht mehr zur Verfügung. Das Grundstück Alte Zollstraße 2 bietet aufgrund des 

vorliegenden Bebauungsplans eine Möglichkeit zur Errichtung eines festen Wohn-

gebäudes (siehe Punkt 3.) und sollte daher ebenfalls nicht mit Mobilheimen bebaut 

werden. Als Ersatzstandorte für die insgesamt acht Mobilheime schlägt die Verwal-

tung die ehemalige Spielplatzfläche Am Ertekamp in Heyen (Gemarkung Nieder-

krüchten, Flur 4, Flurstück 258) und das bereits mit Mobilheimen belegte Grund-

stück Lehmkul in Elmpt (Gemarkung Elmpt, Flur 21, Flurstück 659) vor.  

 

Das Grundstück Am Ertekamp sollte als Baulücke gemäß § 34 BauGB für den Bau 

eines Wohngebäudes genutzt werden. Nach Prüfung der Straßenabwicklung, also 

der Höhen der benachbarten Gebäude, wird hier ohne die Aufstellung eines Bebau-

ungsplans jedoch kein Geschosswohnungsbau möglich sein. Damit stünde das 

Grundstück für vier Mobilheime zur Verfügung.  

 

Auf dem Grundstück Lehmkul stehen bereits drei Mobilheime. Gemäß Ratsbe-

schluss vom 19. September 2023 sollen dort weitere fünf Mobilheime errichtet wer-

den. Die Verwaltung schlägt nun vor, auch die verbleibenden vier Mobilheime dort 

aufzustellen. Insgesamt stünden auf dem Grundstück abschließend zwölf Mobil-

heime. 
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2. Anmietung und Kauf von Wohnimmobilien 

Anmietung und Kauf von Wohnimmobilien stellen weiterhin einen zentralen Bau-

stein der Flüchtlingsunterbringung dar und werden im Einzelfall im Rat beraten. 

 

3. Bau von Wohnhäusern in Modulbauweise 

Um langfristige Unterbringungsmöglichkeiten zu schaffen, die angemessenen 

Wohnraum bieten sowie städtebaulichen, bau- und planungsrechtlichen Anforde-

rungen entsprechen, sollte auch die Schaffung von festen Wohngebäuden für 

Flüchtlinge eine Maßnahme zur Unterbringung darstellen. Dazu hat die GWG des 

Kreises Viersen ihre Unterstützung zugesagt. Die Verwaltung schlägt vor, auf 

Wohngebäude in Modulbauweise zu setzen, die aufgrund einer relativ kurzen Bau-

zeit recht zeitnah zur Verfügung stehen könnten. Geeignete Standorte dafür wären 

zunächst das Grundstück Alte Zollstraße 2 (Gemarkung Elmpt, Flur 22, Flurstück 

488) in Elmpt, das im Eigentum der GWG steht, sowie die Gemeindegrundstücke 

Ursulastraße (Gemarkung Elmpt, Flur 16, Flurstücke 416 und 417) in Elmpt und 

Steinstraße 44 (Gemarkung Niederkrüchten, Flur 65, Flurstück 383) in Silverbeek. 

Konzeptionen dieser Gebäude mit Aussagen z. B. zu Kosten, Gestaltung und Auf-

teilung könnten gemeinsam mit der GWG erarbeitet und dem Rat zur Beratung vor-

gelegt werden. 

 

4. Errichtung eines gemeindlichen Verteilzentrums 

Die unter den Punkten 1 bis 3 beschriebenen Maßnahmen werden den durch die 

andauernden Zuweisungen stetig wachsenden Druck zur Unterbringung nicht ad 

hoc lösen können. Es wird eine Einrichtung benötigt, die neu ankommenden Flücht-

lingen eine Unterkunft gewährt und der Verwaltung die Möglichkeit gibt, von dort 

aus eine geordnete Verteilung vorzunehmen. Eine solche Einrichtung könnte eine 

Wohncontaineranlage für ca. 60 Personen an einem Standort sein.  

 

Beratungsverlauf: 

Ausschussmitglied Zilz begrüßt seitens der Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion den Be-

schlussvorschlag und regt an, hinsichtlich der Beheizung von künftig anzuschaffenden 

Mobilheimanlagen über Alternativen nachzudenken. Es sollten möglichst keine fossilen 

Gasheizungen mehr verwendet werden, sondern stattdessen C0²-neutrale Heizsys-

teme wie beispielsweise Luft-Luft-Wärmepumpen. Bei entsprechend geeigneten Stand-

orten könnten ggfs. auch Solaranlagen zum Einsatz kommen. Er bittet weiterhin um 
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Mitteilung, aus welchen Gründen es auf dem ehemaligen Spielplatz am Ertekamp bis-

lang nicht zu einer Bebauung gekommen sei und ob die dort zahlreich vorhandenen 

Bäume bei der Errichtung von Mobilheimen erhalten bleiben könnten.  

 

Herr Hinsen teilt mit, dass es für den hier in Rede stehenden Bereich am Ertekamp kei-

nen Aufstellungsbeschluss gebe und sich die seinerzeit grundsätzlich angedachte Be-

bauung aufgrund der dringlich umzusetzenden Flüchtlingsunterbringung überholt habe. 

Die Lageplanung für die Aufstellung der Mobilheime werde in Kürze erstellt und der 

Baumbestand dabei bestmöglich erhalten werden. Die Anregungen zur Beheizung 

künftiger Mobilheimanlagen werden aufgenommen und bei den Planungen – soweit 

möglich – berücksichtigt; die Containerwohnanlagen, die für ein gemeindliches Verteil-

zentraum erworben werden könnten, würden standardmäßig mit Elektroheizungen be-

heizt.  

 

Bürgermeister Wassong teilt mit, bei künftigen Planungen gerne auf das vorhandene 

Fachwissen zurückzugreifen.  

 

Ausschussmitglied Mankau sagt, dass die bestehende Dringlichkeit zur Lösung der 

Flüchtlingsunterbringungen deutlich zum Ausdruck gebracht wurde. Wenngleich auch 

pragmatische Lösungen gefragt seien, ruft er die seinerzeit aufgestellten Bewertungs-

kriterien wie z. B. die dezentrale Unterbringung in Erinnerung und regt an, diese auch 

trotz der Dringlichkeit möglichst zu beachten.  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Verwaltung wird beauftragt, 

̶ auf den Grundstücken Am Ertekamp in Heyen (Gemarkung Niederkrüchten, Flur 4, 

Flurstück 258) sowie Lehmkul in Elmpt (Gemarkung Elmpt, Flur 21, Flurstück 659) 

jeweils vier Mobilheime aufzustellen, 

̶ den Kauf von Wohnimmobilien bedarfsgerecht vorzunehmen und mögliche Kaufan-

gebote vorab dem Rat zur Beratung vorzulegen, 

̶ in Zusammenarbeit mit der GWG den Bau von Wohnhäusern in Modulbauweise auf 

den Grundstücken Alte Zollstraße 2 (Gemarkung Elmpt, Flur 22, Flurstück 488), Ur-

sulastraße (Gemarkung Elmpt, Flur 16, Flurstücke 416 und 417) und Steinstraße 44 

(Gemarkung Niederkrüchten, Flur 65, Flurstück 383) zu prüfen und die Ergebnisse 

dem Rat zur Beratung vorzulegen sowie  
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̶ für die Errichtung eines gemeindlichen Verteilzentrums in Wohncontainerbauweise 

für bis zu 60 Personen ein geeignetes Grundstück auszuwählen und das Ergebnis 

dem Rat zur Beratung noch in diesem Kalenderjahr vorzulegen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig, 0 Stimmenthaltung(en) 

 
 

 

 




